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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Asylpolitik

In Erfüllung einer Motion Abate (fdp, TI; Mo. 17.3857) präsentierte der Bundesrat im Mai
2022 einen Gesetzesentwurf, mit dessen Annahme es dem Bund möglich werden
würde, Kantone mit Ausreisezentren an der Landesgrenze in Ausnahmesituationen
finanziell zu unterstützen. Motiviert worden war Abates Vorstoss durch Vorkommnisse
in den Jahren 2016 und 2017; in dieser Zeit beobachtete der Kanton Tessin eine starke
Zunahme an illegaler Migration. Infolgedessen eröffnete er in Rancate (TI) ein
Ausreisezentrum, wo «aufgegriffene und formlos weggewiesene Personen», die in der
Schweiz kein Asylgesuch einreichten, bis zur Ausreise temporär untergebracht wurden.
Auch wenn das genannte Ausreisezentrum kurz darauf wegen wegfallenden Bedarfs
wieder geschlossen wurde, wollte der Bund für ähnliche künftige Fälle klare gesetzliche
Grundlagen für eine befristete finanzielle Unterstützung schaffen. Das Engagement
dieser Grenzkantone für Ausreisezentren liege schliesslich im Interesse aller Kantone
und des Bundes, so der Bundesrat in seiner Botschaft. 
In der bereits zwischen Dezember 2019 und Frühjahr 2020 durchgeführten
Vernehmlassung – ursprünglich hatte der Bundesrat eine umfassendere
Gesetzesrevision des AIG geplant, die anderen Änderungen aufgrund der Corona-
Pandemie später indes zurückgestellt – stiess die Vorlage bei drei der vier
stellungnehmenden Parteien – namentlich der FDP, der Mitte und der SVP – sowie bei
20 von 24 stellungnehmenden Kantonen auf vorbehaltlose Zustimmung. Unter anderem
befürworteten auch GastroSuisse, die KKJPD sowie der Schweizer Tourismus-Verband
die Vorlage. Die Kantone Neuenburg und Wallis sowie die SP und die Vereinigung der
kantonalen Migrationsbehörden (VKM) stimmten der finanziellen Unterstützung durch
den Bund im Grunde ebenfalls zu, brachten jedoch noch Änderungs- oder
Konkretisierungswünsche an. Grundsätzlich einverstanden mit der finanziellen
Unterstützung durch den Bund zeigten sich mit Genf und Zürich zwei weitere Kantone
sowie die Nationale Kommission zur Verhütung von Folter und die Schweizerische
Flüchtlingshilfe; diese Akteure verlangten jedoch Anpassungen oder Präzisierungen
betreffend die kurzfristige Festhaltung, die mit der entsprechenden Botschaft ebenfalls
tangiert wird, und der Schweizerische Gewerkschaftsbund lehnte diese gar
grundsätzlich ab. Der Bundesrat nahm nach der Vernehmlassung indes keine
Anpassungen an seinem ursprünglichen Entwurf vor. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.05.2022
MARLÈNE GERBER

In der Herbstsession 2022 stimmte der Nationalrat als Erstrat über einen
Gesetzesentwurf des Bundesrats ab, der beabsichtigt eine Gesetzesgrundlage zur
finanziellen Unterstützung von Kantonen mit Ausreisezentren an der Landesgrenze in
Ausnahmesituationen zu schaffen. Die Vorlage basierte auf der überwiesenen Motion
Abate (fdp, TI; Mo. 17.3857). Die Kommission hatte dem Entwurf des Bundesrates zuvor
in den meisten Punkten zugestimmt, jedoch lagen dem Rat anfänglich drei
Minderheitenanträge vor. Während die Minderheit Klopfenstein Broggini (gp, GE) ihren
Antrag «für würdige Unterbringungsbedingungen und die Einhaltung der Grundrechte»
zurückzog, blieben die Forderungen der Minderheit von Samira Marti (sp, BL) auf
Ergänzung des bundesrätlichen Entwurfs bestehen. Einerseits sollten im Rahmen ihrer
ersten Minderheit kurzfristige Festhaltungen von Personen in Ausreisezentren
schriftlich angeordnet und binnen 24 Stunden durch richterliche Behörden auf ihre
Rechtmässigkeit geprüft werden müssen. Andererseits sprach sich die zweite
Minderheit Marti gegen die Festhaltung von Jugendlichen und Kindern unter 15 Jahren
aus, da dies auch im Falle der Administrativhaft im AIG explizit verboten sei. Es müsse
bei der Ausarbeitung des Gesetzesentwurfs besonderes Augenmerk auf das Wohl der
Kinder im Sinne der Kinderrechtskonvention gelegt werden und für deren
Unterbringung an die Zusammenarbeit mit Behörden wie der KESB angeknüpft werden.
Während die erste Minderheit Marti Samira lediglich auf die Unterstützung der
geschlossen stimmenden SP- und Grünen-Fraktionen zählen konnte und mit 115 zu 64
Stimmen scheiterte, unterstützte eine Nationalratsmehrheit bestehend aus den
einstimmigen Fraktionen der SP, Grünen und Grünliberalen sowie rund der Hälfte der
Mitglieder der Mitte-Fraktion mit 94 zu 87 Stimmen die zweite Minderheit Marti. In der
Gesamtabstimmung nahm der Nationalrat den Entwurf mit 182 zu 1 Stimme (bei 2
Enthaltungen) an. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 22.09.2022
VIKTORIA KIPFER
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Der Ständerat befasste sich in der Wintersession 2022 als Zweitrat mit der Frage, wie
der Bund Kantone mit Ausreisezentren an der Landesgrenze in Ausnahmesituationen
finanziell unterstützen soll. Eine Mehrheit der SPK-SR sprach sich für die unveränderte
Annahme der entsprechenden Änderung des AIG aus. Eine Minderheit Engler (mitte, GR)
erachtete es hingegen als ratsam, dem Entscheid des Nationalrats zu folgen und die
Festhaltung von Kindern und Jugendlichen unter 15 Jahren zu untersagen. Der
Ständerat entschied sich jedoch mit 23 zu 15 Stimmen (bei 1 Enthaltung), die im
Nationalrat beschlossene Bestimmung wieder zu streichen und bei der Fassung des
Bundesrats zu bleiben. Des Weiteren reichte Ständerat Philippe Bauer (fdp, NE) einen
Einzelantrag ein, mit dem er den Bund verpflichten wollte, sich im Rahmen einer
Tagespauschale an den Betriebskosten zur kurzfristigen Festhaltung von Personen zu
beteiligen. Dies sei jedoch nicht realistisch, entgegnete Bundesrätin Karin Keller-Sutter,
da der Vollzug des Ausländerrechts allein den Kantonen obliege. Nach Inkrafttreten der
zur Diskussion stehenden Vorlage werde der Bund die Kantone fortan allerdings auf
freiwilliger Basis in Ausnahmesituationen unterstützen können. Der Antrag Bauer
scheiterte mit 21 zu 20 Stimmen knapp und die Vorlage wurde zur Differenzbereinigung
zurück an den Nationalrat überwiesen. 3

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 29.11.2022
VIKTORIA KIPFER

In der Wintersession 2022 entschied der Nationalrat in der Differenzbereinigung
stillschweigend, dem Entschied des Ständerats bezüglich der finanziellen
Unterstützung von Kantonen mit Ausreisezentren an der Landesgrenze in
Ausnahmesituationen zu folgen. Somit revidierte der Nationalrat seinen vorherigen
Entscheid gegen die Festhaltung von Unter-15-Jährigen in Ausreisezentren und kehrte
zur Fassung des Bundesrats zurück. Dies, da er unter anderem darauf verzichten wollte,
Familien im Rahmen der kurzen Festhaltung zu trennen und er die Unterbringung von
Kindern und Jugendlichen in Ausreisezentren als zumutbar erachtete. In den
Schlussabstimmungen nahm der Ständerat den Gesetzesentwurf einstimmig an,
während in der grossen Kammer lediglich SVP-Nationalrat Erich Hess (svp, BE) gegen
den Entwurf stimmte. 4

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.12.2022
VIKTORIA KIPFER
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